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Freitag, 8. Oktober 2021 SVP-Präsident

Interview: Francesco Benini

Es regnet inLugano.MarcoChiesageht
durch die Strassen und grüsst alle 50
Meter jemanden. «Der da ist der Frak-
tionschef der CVP im Stadtparlament.
Und der ist von der SP, trotzdem ist er
nett.» Das Büro des SVP-Präsidenten
liegt ineinemnüchternenKomplex,der
an einen grossenAldi angebaut ist.

Sie sind seit einemJahrPräsident
der SVP. Ist dasAmt so,wieSie es
sichvorgestellt hatten?
Marco Chiesa: Wir haben eine Reihe
von Erfolgen feiern können: Das Volk
hat das Verhüllungsverbot angenom-
men, das CO2-Gesetz abgelehnt, und
der Bundesrat hat das EU-Rahmenab-
kommen beerdigt.

InderDeutschschweiz ist Ihre
Präsenznicht besonders gross.
Wie kommen Sie darauf? Ich bin in al-
lenSprachregionendesLandespräsent.

SiehabeneinePolemikgegendie
Städte losgetreten.Einerseitskriti-
siertdieSVPdierot-grünenStadtre-
gierungen,anderseits legtsie lü-
ckenhaftesZahlenmaterialvor–die
SteuererträgederUnternehmenin
denStädtenberücksichtigt siezum
Beispielnicht.GlaubenSienicht,
dasseinsolcherAngriffverpufft?
Es geht uns um die links-grüne Politik
undMonokultur indenKernstädten so-
wie um eine Analyse der Finanzflüsse.
Dabei stellenwir die Steuerleistungder
Menschen in den Städten und auf dem
Land den staatlichen Leistungen
gegenüber, die sie beziehen.Dabeiwird
klar, dass auf demLandGeld erarbeitet
wird, das Rot-Grün in den Städten um-
verteilt.

Warumfindendiebürgerlichen
ParteienindenStädtenseitJahrzehn-
tenkeinRezeptgegenRot-Grün?
In den Städten wurden Privilegien ge-
schaffen, etwa fürdie vielenAngestell-
ten der Verwaltung: Sie haben mehr
Ferien und höhere Löhne, bessere
BVG-Leistungen, gehen früher in Pen-
sionundvielesmehr.EinnormalerAn-
gestellter undSteuerzahler kanndavon
nur träumen. Von diesem System pro-
fitierenmittlerweile sovieleLeute,dass
es sich kaum mehr ändern lässt. Des-
halb istKostenwahrheitwichtig –wenn
die Städter selber für ihre Privilegien
bezahlen müssten, dann wäre bald
Schluss damit.

DieKantone, die indennationalen
Finanzausgleicheinzahlen, sind
fast alle städtischgeprägt: Basel-
Stadt,Genf, Zürich, Zug.Ohnedie
Städtewäredie Schweiz einarmes
Land.Wie soll derKulturkampf
gelingen, denSie initiieren?
Wer führt denn diesen Kulturkampf?
SchauenSiedieAbstimmungsresultate
an. 62 Prozent der Stadtberner waren
fürdie linksextreme99-Prozent-Initia-
tive, in den Agglomerationen und auf
dem Land lag die Zustimmung bei
unter 30 Prozent. Ein ähnliches Bild
zeigte sichbeidenAbstimmungenzum
CO2-Gesetz und zu den Agrar-Initiati-
ven. Wir haben diesen Graben nicht
aufgerissen.Der alleinigeBlickaufden
Finanzausgleich greift zu kurz. Wenn
man alle Faktoren einbezieht und
schaut, was beispielsweise der Stadt-
zürcher oder der Lausanner vom Staat
erhält und was er dafür bezahlt, dann
zeigt sicheinklaresUngleichgewicht zu
LastenderLand-undAgglomerations-
bewohner.

Zürichwirdabwechslungsweise
mitWienzurStadtmitderhöchs-
tenLebensqualität gewählt. Irgend-
etwasmüssendieStadträtederSP
undderGrünen richtigmachen.
Ichwiederholemichgerne:Wirkritisie-
ren nicht die Städte, sondern die links-
grüneUmverteilungspolitikder Städte.

ImKantonAargauhabengerade
Lokalwahlen stattgefunden.Die
Stadt-Land-Kontroverse interes-
sierteniemanden, die SVPstürzte
ab. Sie reitenein totesPferd.
Wir haben eine wichtige Debatte an-
gestossen, die uns noch langebeschäf-
tigen wird. Im Aargau ist der Stadt-
Land-Grabenweniger ausgeprägt; hier
findet das private Unternehmertum
nocheinen fruchtbarenBoden.Unsere
Ortssektionen müssen überall auf die
Themen eingehen, welche die Men-
schen beschäftigen.

DieSchweizunterstützt dieLand-
wirtschaft jedes Jahrmit 5Milliar-
denFranken.DasGeldfliesst aufs
Land.DieStädter, dieBioprodukte
konsumieren, zahlenhohePreise.
Die Direktzahlungen belaufen sich auf
2,8 Milliarden. Sie dienen auch dem
SchutzunsererLandschaft.WerBiopro-
dukte konsumierenwill, tut das freiwil-
lig.Die80Millionen fürdasOpernhaus
Zürich hingegen muss auch die Land-
bevölkerung zahlen, ob sie will oder
nicht. Das gleiche gilt für den öffentli-
chen Verkehr: Die Benutzer kommen
nur für40ProzentderKostenauf.Auto-
mobilisten bezahlen hingegen deutlich
mehr, als der Individualverkehr kostet.

DerneueFDP-PräsidentThierry
Burkart sagt, die SVPverlängere
diePandemie.Hat er recht?
Es geht um die Verhältnismässigkeit
der Massnahmen. Laut dem Bundes-

amt für Gesundheit sind bis jetzt 300
Personen inZusammenhangmitCovid
gestorben, die jünger als 60waren. 90
ProzentderTodesfälle betrafenPerso-
nen über 70. Wir forderten bereits im
März 2020 Schutzmassnahmen für
diese Risikogruppen. Laut der Studie
Corona Immunitas, an der zwölf
SchweizerUniversitätenbeteiligt sind,
sind inzwischen mehr als 90 Prozent
derMenschen im Risikoalter immuni-
siert, sprichgeimpft oder genesen.Der
Bundesrat hätte,wie imApril angekün-
digt, alle Massnahmen aufheben kön-
nen, nachdem alle, die dies wollten,
geimpftwaren. ImSommerverzichtete
der Bundesrat auf Kontrollen an den
Grenzen – mit bekannten Folgen. Es
sind klar andere,welchedie Pandemie
verlängern.

AlleMassnahmenaufheben?Wenn
die Intensivstationen indenSpitä-
lern starkbelegt sind?
Niemand hat mir bisher erklären kön-
nen,warumdieZahlder Intensivbetten
reduziertworden ist. Vonüber 1100 im
Dezember auf rund 850.

Warumsolidarisiert sichdie SVP
mitdenCoronaskeptikern, statt
einenBeitrag zueinerhohen Impf-
quote zu leisten?
Wir verteidigenGrundrechtewie Frei-
heit und Demokratie. Und wir thema-
tisieren als einzige grosse Partei die
VerhältnismässigkeitderMassnahmen.
WirhabenvonAnfangandengezielten
Schutz der Risikogruppen gefordert.
Dazugehört auchdieMöglichkeit, sich
impfen zu lassen. Aber es darf keinen
Impfzwanggeben.Dass sich jetzt noch
KinderoderSchwangere impfen lassen
sollen, das ist ein massiver Übergriff.
Auchdie50-Franken-Prämie ist lächer-
lich.

DieSVPwarAnfangJahr füreine
AufhebungderBeschränkungen.Fast
niemandwargeimpft,unddieDelta-
Variantebreitetesichaus.Hätteder
BundesrataufdieSVPgehört,wären
dieFolgenkatastrophalgewesen.
Offensichtlich kennenSie unserePosi-
tionennicht.Wir habengefordert, den
schädlichen und milliardenteuren
Lockdown aufzuheben. Aber die be-
währten Schutzkonzepte beizubehal-
ten.

WarumsindSie gegendasCovid-
Zertifikat?Es erlaubtdenMen-
schendenBesuchvonVeranstal-
tungen, obwohldie Infektionszah-
len rechthoch sind.
Unsere Haltung ist, dass das Zertifikat
eine Dienstleistung sein soll, etwa zum
Reisen. ImAlltag angewandt ist es aber
eine Grundlage für Diskriminierungen.
Wirhabenunsgegendie staatlicheAus-
weitung der Zertifikatspflicht auf Frei-
zeit-Aktivitäten gewehrt. Wegen der
Zertifikatspflicht verlieren Menschen
ihreArbeitsstellen–bezeichnenderweise
schweigendieGewerkschaften.

Stadt-Land-Kontroverse,Corona-
polemik –die SVPversucht, ihre
Anhänger aufzustacheln, die etwas
trägegeworden sind. Lösungen für
Problemepräsentiert sie keine.
Dieser Vorwurf ist billig. Wir legten
früheineStrategie fürdenUmgangmit
derPandemievor.DiesenSommerprä-
sentierten die Nationalrätinnen und
UnternehmerinnenDianaGutjahrund
Magdalena Martullo ein Positions-
papier mit Vorschlägen zur Stärkung
der SchweizerWirtschaft. Leider prak-
tisch ohneMedienecho.

DiebürgerlicheZusammenarbeit
imBundesparlament –warum
funktioniert sienicht besser?
Enttäuschendwar, dass dieFDPbei der
Kohäsionsmilliarde ihre Prinzipien ver-
gessen hat und trotz Diskriminierung
seitensderEU Jagesagt hat.Abgesehen
davon bin ich überzeugt, dass wir mit
FDP-Präsident Burkart gut zusammen-
arbeiten;er istaufunsererLinie.MitKri-
tik an der SVP versucht er, den linken
Flügel seiner Partei abzuholen. Bei der
Rettung der Sozialwerke, Freihandels-
verträgen und der Abwehr wirtschafts-
feindlicher Initiativen von Rot-Grün
brauchtesdengeschlossenenEinsatzder
SVPmit anderenbürgerlichenParteien.

WiestehenSiezurForderungnach
einemhöherenRentenalter?Wiesoll
dieAHVsaniertwerden?DieSchwei-
zersorgensichumdieRenten.
Der Vorschlag, der jetzt auf dem Tisch
liegtundderunterderFührungderSVP
entstand, ist gut. Er sieht eine Anglei-
chung des Rentenalters vonMann und
Frau mit Ausgleichszahlungen vor. Ich
bedaure es, dass die Erträge der Natio-
nalbankausdenNegativzinsennicht in
dieAHVfliessen.Nochmehrenttäuscht
michaberdieLinke.Sie torpediert jeden
Versuch, tragfähigeLösungenzufinden.

ToniBrunner sagteaufBlick-TV,
dasserMitgliedderSVP-Findungs-
kommissionsei fürdieNachfolge
vonUeliMaurer imBundesrat.
Wenneseine solcheKommission
bereits gibt, rechnenSiedamit, dass
Maurerdemnächst zurücktritt?
Die Verbreitung falscherGerüchte über
einen Rücktritt Maurers in der Herbst-
session habe ich zur Kenntnis genom-
men. Die erwähnte Kommission gibt es
seit 2019, weil eine Partei vorbereitet
seinmuss, falls einExponent zurücktritt.

WelchesZiel setzenSie sich fürdie
Wahlenvon2023?
Wir setzen uns ein für die Menschen,
die früh aufstehen, um ihre Familien
und das Land voranzubringen. Wenn
wir guteArbeit fürdenMittelstand leis-
ten,werdenwir andenUrnenbelohnt.

Marco Chiesa

Marco Chiesa wurde im August 2020
zum Präsidenten der SVP gewählt. Er ist
in Lugano aufgewachsen und studierte
Betriebswirtschaft an der Universität
Freiburg. In den Nationalrat wurde er im
Jahr 2015 gewählt, schon 2019 gelang
ihm dann zur allgemeinen Überra-
schung der Sprung in den Ständerat.

Startet einen neuen
Kulturkampf: Marco Chiesa,
SVP-Präsident.
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«Wir verteidigen
Grundrechte»

Langewaresstillumihn–danngreiftSVP-PräsidentMarcoChiesa
plötzlichdierot-grüngeführtenStädtean.ErerklärtdieAttacke
undreagiertaufdenVorwurf,dieSVPverlängerediePandemie.

«Wegender
Zertifikatspflichtverlieren
Menschen ihreStellen.
DieGewerkschaften
schweigen.»

MarcoChiesa
Präsident der SVP


